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Vorwort

Was treibt eine Rechtswissenschaftlerin aus Deutschland dazu, sich dem
schweizerischen Sprachenrecht zu widmen? Als Promotionsvorhaben
begonnen verwandelte sich die Arbeit im Laufe der Zeit in eine Habili­
tations schrift, so daß sie meinen wissenschaftlichen Werdegang über alle
Jahre hinweg begleitete. Ihre ältesten Wurzeln reichen bis auf die Gen­
fer KSZE-Konferenz über nationale Minderheiten von 1991 zurück.
Damal s ergab sich die Gelegenheit, gemeinsam mit dem schweizeri­
schen Kollegen Dr. Stephan Breitenmoser, heute Profes sor an der U ni­
versität Basel, ein Gutachten für den Schweizerischen Bundesrat zu er­
stellen, das unter anderem auch die Frage nach dem möglichen Modell­
charakter des schw eizerischen Sprachenrechts nahelegte. Aus dieser
"initalzündenden" Zusammenarbeit während einer gemeinsamen For­
schungsphase am H eidelberger Max-Planck-Institut für ausländisches
öffentliches Recht und Völkerrecht erwuchsen die ersten Einblicke in
das schweize rische Recht , kühne Thesen zur Rolle der damaligen KSZE
in der Minderheitenp robl ematik (EuGRZ 1991, 141 fU HRLJ 1991,
262 ff.) und eine lange Freundschaft.

Die große Wende in Europa war auch für das Max-Planck-Institut der
Anlaß, die Minderheitenp roblematik in Form eines rechtsvergleichen­
den Kolloquiums aufzu greifen und grundlegend aufzuarbeiten (siehe
Fro wein/Hofmann/Oeter [Hg .], Das Minderheitenrecht europäischer
Staaten, Bd. I 1993, Bd. II 1994). Dieses Projekt gab mir nicht nur die
Möglichkeit, die rechtliche Lage der Minderheiten in der Schweiz ge­
zielt zu untersuchen. Es prägte auch meine Vorstellungen vom Minder­
heitenrecht so nachhaltig, daß man in den Kapiteln dieses Buches über
das Bundessprachenrecht und das Sprachenrecht der Kantone eine
Grundstruktur wiedererkennen mag, wie sie auch meinem Landesbe­
richt zur Schweiz im genannten Werk (Bd. I, S. 308-368) zugrunde liegt.
Die jetzt vorgelegte Studie versucht, den Fragen auf den tiefsten Grund
zu gehen.

Nach altem akademi schem Brauch beschränkt sich ein Vorwort auf die
Sonnenseite des Nachwuchswissenschaftlerlebens. H err Professor Jo­
chen Abr. Frowein hat dieses Buch auf vielfältige Weise als Institutspro­
jekt gefördert. Während seiner Direktorenschaft konnte ich das schwei­
zerische öffentliche Recht als Schweiz-Referentin des Instituts in seiner
ganzen Breite zeitnah verfolgen und diese Erfahrungen in das jetzt vor-



VI Vorwort

liegende Buch einbringen. Auch die bibliothekarischen, technischen
und sonstigen Ressourcen des Instituts waren von unschätzbarem Wert.
Dazu zählt nicht zuletzt die Möglichkeit, das Werk in der Institutsreihe
zu veröffentlichen.

Danken möchte ich allen Kollegen und Kolleginnen am Max-Planck­
Institut, die mich großartig unterstützt haben, namentlich Frau Dr. Ka­
rin Oellers-Frahm beim Umgang mit der italienischen Rechtssprache
und in vielen anderen Dingen, Frau Petra Weiler und Herrn Wolfgang
Schönig für die unermüdliche Hilfe bei der Beschaffung von Literatur
und Dokumenten sowie Frau Angelika Schmidt für die kompetente
und geduldige Redaktionierung dieses Buches. Auch aus der Schweiz
bin ich, soweit sich die ersuchten Behörden, Gerichte und Parlamente
zur Antwort entschließen konnten, auf freundlichste Weise "dokumen­
tiert" worden. Ein herzlicher Dank gilt Frau Privatdozentin Dr. Sabine
Kofmel Ehrenzeller, die mich in der Anfangszeit mit Informationen zu
aktuellen Entwicklungen versorgte. Dem Einsatz meines italienischen
Freundes Dr. Luigi Malferrari ist es zu verdanken, daß die Eigenüber­
setzungen von Rechtstexten aus dem Italienischen im "Tessinischen
Kapitel" der Leserschaft zugemutet werden können.

Besonders bedeutsam war die mehrjährige Förderung durch das Mar­
garete von Wrangell-Habilitationsprogramm des Landes Baden- Würt­
temberg . Für die freundli che Betreuung des Projekts im Habilitations­
verfahren an der Juristischen Fakultät der Universität Heidelberg danke
ich Herrn Professor Helmut Steinberger, an dessen Lehr stuhl ich als
Assistentin wertvolle Einblicke in die "Internationalität des Rechts"
gewinnen konnte. Ein großer Dank gilt Herrn Professor Winfried
Brugger, der nicht nur in seinem Zweitgutachten verborgene philoso­
phische Saiten der Schrift zum Klingen brachte, sondern nach der Eme­
ritierung von Helmut Steinberger auch immer wieder als guter Geist in
einer zunehmend schwierig werdenden Habilitationslaufbahn wirkte.
Die vorübergehende Aufnahme in sein Lehrstuhlteam eröffnete die
akademische Oa se, in deren Atmosphäre das Buch am Ende druckreif
werden konnte. Herrn Professor Daniel Thürer von der Universität
Zürich danke ich vielmals, daß er es auf sich nahm, die vorliegende
Schrift als "externer" Experte zu begutachten, und ihre Entwicklung
mit so freundlichem Interesse begleitet hat.

Es bleibt noch, einen Dank der besonderen Art auszudrücken, dem,
ohne den alles ganz anders wäre: Thomas.

Heidelberg, im September 2004 Dagmar Richter
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